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(Nr. 13337.) Geſetz wegen Anerkennung der Synagogengemeinde „Iſraelitiſche Religionsgeſellſchaft“ in 
Frankfurt a. M. als Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. Vom 16. April 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

(1) Die Synagogengemeinde „Iſraelitiſche Religionsgeſellſchaft“ in Frankfurt a. M. wird 
als Körperſchaft des öffentlichen Rechtes anerkannt. Ihre Verfaſſung richtet ſich nach dem 
anliegenden Auszug aus der von ihr am 14. Auguſt 1927 beſchloſſenen Satzung. Der Genehmigung 
der Staatsbehörde gemäß Artikel 35 8 1 Nr. 1 bedarf es nur zu Anderungen ſolcher Beſtimmungen 
der Satzung, die in dem anliegenden Auszug aus den Satzungen enthalten ſind. 

(2) Der für kirchliche Angelegenheiten zuſtändige Miniſter wird ermächtigt, diejenigen Staats⸗ 
behörden zu beſtimmen, die die im Artikel 35 der Satzung bezeichneten Rechte wahrzunehmen haben. 


8 
Die „Iſraelitiſche Religionsgeſellſchaft“ iſt berechtigt, von ihren Mitgliedern auf Grund 
einer von ihr feſtzuſtellenden Steuerordnung Steuern zu erheben. 


83. 
Das Geſetz tritt mit demjenigen Zeitpunkt in Kraft, der von dem für kirchliche Angelegen⸗ 
heiten zuſtändigen Miniſter beſtimmt wird. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 


Berlin, den 16. April 1928. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Becker. 
Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 3. Mai 1928.) 16 
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Anlage. 


Auszug aus der Satzung der Synagogengemeinde „Iſraelitiſche Religionsgeſellſchaft“ Kehilath Jeſchurun 
in Frankfurt a. M. 
Die Synagogengemeinde Ifraelitiſche Religionsgeſellſchaft iſt eine Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts; für ihre Verfaſſung und Verwaltung gilt die nachfolgende Satzung. 


Fundamentalbeſtimmungen. 
Artikel 1. 

Das Grundgeſetz der Ifſraelitiſchen Religionsgeſellſchaft Kehilath Jeſchurun iſt das alte jüdiſche 
Religionsgeſetz, wie es in Thora, Talmud und den rabbiniſchen Codices Schulchan Aruch überliefert it; 
die in ihnen enthaltenen Beſtimmungen find ihr die höchſte Autorit fk 

Artikel 2. 

Die Iſraelitiſche Religionsgeſellſchaft hat die Aufgabe, die Grundlagen des Judentums: Thora, 
Abodah und Gemiluth Chaſſadim mit vereinigten Kräften zu fördern und die zu deren Ausübung und 
Pflege erforderlichen Anſtalten und Inſtitutionen herzuſtellen und zu erhalten. 3 

Mitgliedſchaft. 
Artikel 3. 

Mitglieder der Synagogengemeinde Iſraelitiſche Religionsgeſellſchaft können alle Juden werden, 
die ihren Wohnſitz in Frankfurt a. M. haben und nicht durch Artikel 4 ausgeſchloſſen ſind. 

Die Mitgliedſchaft wird durch Aufnahme erworben; die Aufnahme geſchieht durch den Vorſtand. 

Die Mitgliedſchaft erſtreckt ſich, ſoweit keine gegenteiligen rechtwirkſamen Erklärungen erfolgen, auch 
auf die Ehefrau und diejenigen Kinder, die unter der elterlichen Gewalt ſtehen. 

Gibt ein Mitglied ſeinen Wohnſitz in Frankfurt a. M. auf, ſo erliſcht die Mitgliedſchaft am Ende 
des Kalenderjahres, in dem die Aufgabe des Wohnſitzes erfolgt; doch können auswärts wohnende 
Juden durch den Vorſtand als Mitglieder in die Gemeinde aufgenommen werden. 


Artikel 4. 

Als Mitglieder können nicht aufgenommen werden: 

a) Ein Jude, an dem der religiöſe Akt der Beſchneidung, dem Religionsgeſetz entgegen, nicht 
vorgenommen worden, oder der die Beſchneidung ſeines Sohnes verweigert. 

b) Wer in einer vom Religionsgeſetz verbotenen Ehe lebt, oder der nach Vollzug der Ziviltrauung 
nicht die religiöſe Trauung al jedei chupo ukdauſchin kedas mauſche wejisroel *) vornehmen läßt. 

Tritt einer dieſer Fälle bei einem Mitgliede ein, ſo ſcheidet es unter Verluſt aller Rechtsanſprüche 
aus der Gemeinde aus. 

Rechte der Mitglieder. 
Artikel 5. : 

Jedes Mitglied hat das Recht, alle Anftalten der Gemeinde für fich, feine Ehefrau und feine 
minderjährigen Kinder, ſolange dieſe noch nicht wirtſchaftlich ſelbſtändig ſind, unentgeltlich oder gegen 
Entrichtung der feſtgeſetzten Gebühren gemäß den für dieſe Anſtalten geltenden Beſtimmungen, in 
Anſpruch zu nehmen. 

Zur Teilnahme an der Gemeindeverſammlung und zur Ausübung des Wahlrechts ſind alle voll⸗ 
jährigen männlichen Gemeindemitglieder berechtigt. b 

Die Ausübung der Mitgliedſchaftsrechte kann Steuerpflichtigen, die mit der Zahlung ihrer Steuern 
über die vom Vorſtand feſtgeſetzten Friſten hinaus im Rückſtand bleiben, für die Dauer des Verzugs 
vom Vorſtand entzogen werden. Im Falle beharrlicher Steuerverweigerung kann der Steuerpflichtige 
durch Beſchluß des Vorſtandes unbeſchadet ſeiner bereits eingetretenen Zahlungsverpflichtung mit 
ſofortiger Wirkung aus der Gemeinde ausgeſchloſſen werden. 


Gemeindeſteuer. 
Artikel 6. 

Gemäß den Beſtimmungen des Religionsgeſetzes (Artikel 1) iſt jedes Mitglied verpflichtet, die 
von den zuſtändigen Organen der Gemeinde zur Deckung der Ausgaben ausgeſchriebenen Steuern 
zu entrichten. 

Artikel 7. 

Erfolgt die Erhebung der Gemeindeſteuern ohne Inanſpruchnahme ſtaatlicher Organe lediglich 
gemäß den religionsgeſetzlichen Beſtimmungen, ſo haben ſich die Steuerpflichtigen nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen ſchriftlich dem Vorſtande gegenüber einzuschätzen. Die hierfür maßgebende Steuer⸗ 
ordnung iſt von der Gemeindeverſammlung zu genehmigen. 


*) Trauung gemäß den religionsgeſetzlichen Beſtimmungen. 
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Ati e ser 
Durch übereinſtimmenden Beſchluß des Vorſtands und Gemeinderats kann die öffentliche Zwangs⸗ 
ſteuer eingeführt werden. 
Das Nähere beſtimmt die vom Vorſtand zu erlaſſende und vom Gemeinderat zu genehmigende 
Steuerordnung. 
Organe. 


Artikel 9. 
Die Organe der Gemeinde ſind: 
a) die Gemeindeverſammlung; 
b) der Vorſtand; 
e) der Gemeinderat; 
d) die Verwaltungskommiſſionen. 


Gemeindeverſammlung. 
Artikel 10. 


Einmal im Jahre, in der Regel im Februar oder März, findet eine ordentliche Gemeinde⸗ 
verſammlung ſtatt, zu der alle ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder unter Angabe der Tagesordnung 
ſpäteſtens drei Wochen vorher durch die Poſt oder durch Bekanntmachung in der Preſſe einzuladen ſind. 

In der gleichen Weiſe kann der Vorſtand außerordentliche Gemeindeverſammlungen einberufen. 
Er iſt hierzu, wenn ein Drittel aller ſtimmberechtigten Mitglieder oder wenn ſämtliche Mitglieder 
des Gemeinderats es einſtimmig beantragen, binnen zwei Monaten nach Eingang des Antrages 
verpflichtet. N 

Die ordnungsgemäß einberufene ordentliche und außerordentliche Gemeindeverſammlung iſt, ſoweit 
in dieſer Satzung nichts anderes beſtimmt wird, ſtets beſchlußfähig. Sie faßt ihre Beſchlüſſe nach 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

Deer Leiter der Gemeindeverſammlung wird vom Vorſtand aus feiner Mitte ernannt. Über jede 
Gemeindeverſammlung iſt ein Protokoll zu führen, das vom Vorſitzenden der Gemeindeverſammlung 
und den anweſenden Vorſtandsmitgliedern zu unterzeichnen iſt. 

Im übrigen wird die Geſchäftsordnung der Gemeindeverſammlung vom Vorſtand mit Genehmigung 
des Gemeinderats erlaſſen. 

AEG DEE N. 


Die Aufgaben der Gemeindeverſammlung find: 

die Entgegennahme und Erörterung des Rechenſchaftsberichts des Vorſtands; 

die Entgegennahme und Erörterung des Reviſionsberichts des Gemeinderats (Artikel 20, 1b); 

die Beſchlußfaſſung über ſatzungsgemäß (Artikel 12) geſtellte Anträge; 

die Wahl des Gemeinderabbiners auf Grund des Vorſchlags des Vorſtands (Artikel 30); \ 

die Entſcheidung über Meinungsverſchiedenheiten gemäß Artikel 21 ſowie im Falle von 
Artikel 11, Ziffer 2; ö 

die Beſtätigung der Steuerordnung (Artikel 7) und der Wahlordnung für den Gemeinderat 
(Artikel 19) ſowie die Beſchlußfaſſung über Satzungsänderungen (Artikel 34). 


Artikel 12. 

Anträge an die Gemeindeverſammlung, die nicht vom Vorſtand oder Gemeinderat geſtellt werden, 
find von mindeſtens 50 ſtimmberechtigten Gemeindemitgliedern zunächſt ſchriftlich an den Vorſtand 
zu richten, der ſie in gemeinſamer Sitzung mit dem Gemeinderat vorberät, ehe ſie auf die Tages⸗ 
ordnung der Gemeindeverſammlung gelangen. Durch übereinſtimmenden, einſtimmigen Beſchluß des 
Vorſtands und des Gemeinderats kann die Abſetzung des Antrags von der Tagesordnung der Gemeinde⸗ 
verſammlung wegen Gefährdung ſchwerwiegender Gemeindeintereſſen erfolgen. Der Beſchluß muß 
in getrennter Sitzung des Vorſtands und des Gemeinderats gefaßt werden. 

Anträge des Gemeinderats für die Gemeindeverſammlung ſind vier Wochen vor dem Verſammlungs⸗ 
termin dem Vorſtand zu unterbreiten. Anträge von Gemeindemitgliedern für die ordentliche Gemeinde⸗ 
verſammlung gelten als rechtzeitig geſtellt, wenn ſie am 1. Februar in den Händen des Vorſtandes 
ſind; Anträge für eine außerordentliche Gemeindeverſammlung ſind ſpäteſtens zwei Wochen vor dem 
Termin dem Vorſtande einzureichen. 


fer} t 


Artikel 13. 
Anfragen an den Vorſtand, die ſich nicht unmittelbar aus dem Rechenſchaftsbericht ergeben, müſſen 
ſpäteſtens fünf Tage nach erfolgter Einladung zur Gemeindeverſammlung ſchriftlich in den Händen 
des Vorſtandes ſein. 
„Der Vorſitzende der Gemeindeverſammlung iſt berechtigt, die Beantwortung von Anfragen 
abzulehnen oder die Beſprechung von Gegenſtänden in öffentlicher Gemeindeverſammlung zu verhindern, 
falls ſchwerwiegende Intereſſen der Gemeinde gefährdet würden. Gegen die Entſcheidung des 
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Vorſitzenden ſteht dem Betroffenen das Recht der ſofortigen Berufung an die Gemeindeverſammlung 
zu, die darüber ohne Beſprechung durch Abſtimmung entſcheidet. : 


Wahlen. 


Artikel 14. 

Die Wahlen zum Vorſtand und Gemeinderat finden alljährlich in unmittelbarem Anſchluß an die 
Gemeindeverſammlung ſtatt. Der Wahlakt vollzieht ſich unter Leitung einer vom Vorſtand ernannten, 
aus mindeſtens ſieben Mitgliedern beſtehenden Wahlkommiſſion, die einen Vorſitzenden und zwei 
Protokollführer wählt. 

Die Wahl geſchieht in perſönlicher Ausübung des Stimmrechts durch Abgabe zuſammengefalteter 
Stimmzettel an Hand von Wählerliſten. Der Wahlakt darf vor Ablauf von zwei Stunden nach beendeter 
Gemeindeverſammlung nicht geſchloſſen werden. 

Die Wahlkommiſſion ſtellt das Wahlergebnis feſt, nimmt darüber ein von ſämtlichen Mitgliedern 
der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll auf und übermittelt dieſes dem Vorſtand. 

Das Ergebnis der Wahl iſt den Mitgliedern der Gemeinde durch den Vorſtand bekanntzugeben. 

Gewählt ſind diejenigen, auf die ſich die größte Stimmenzahl, mindeſtens aber ein Drittel der 
Wähler, die Stimmzettel abgegeben haben, vereinigt hat. Erforderlichenfalls hat der Vorſtand binnen 
zwei Wochen eine Stichwahl unter den beiden Kandidaten, auf die ſich die relativ höchſte Stimmenzahl 
oder unter den Kandidaten, auf die ſich die gleiche Stimmenzahl vereinigt hat, anzuberaur-en. 

Iſt die gleiche Perſon in den Vorſtand und in den Gemeinderat gewählt, ſo gilt die Wahl für den 
Vorſtand; für den Gemeinderat hat der Vorſtand alsdann eine Neuwahl binnen zwei Wochen 
anzuberaumen. Innerhalb der gleichen Friſt iſt eine Neuwahl anzuberaumen, wenn einer der 
Gewählten die Wahl in den Vorſtand oder in den Gemeinderat nicht annimmt. 


Artikel 15. 

Der Vorſtand iſt die von der Gemeinde gewählte oberſte Verwaltungs⸗ und Vertretungsbehörde 
der Gemeinde. Eine die Gemeinde verpflichtende ſchriftliche Willenserklärung des Vorſtandes erfordert 
die Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters und des Schriftführers des Vorſtandes 
oder deſſen Stellvertreters nebſt Beidrückung des Gemeindeſiegels. Hierdurch wird Dritten gegenüber 
die Verfaſſungsmäßigkeit des Beſchluſſes feſtgeſtellt. 

Artikel 16. 

Der Vorſtand beſteht aus 11 Mitgliedern, die fünf Jahre im Amte verbleiben. Am Ende des 
erſten, zweiten, dritten und vierten Geſchäftsjahres ſcheiden die beiden Dienſtälteſten, am Ende des 
fünften Geſchäftsjahres die drei dienſtälteſten Mitglieder des Vorſtandes aus. Bei gleichem Dienſtalter 
entſcheidet das Los. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Scheiden während der Dauer eines Geſchäftsjahres mehr als zwei Mitglieder aus dem Vorſtand 
aus, ſo iſt eine Erſatzwahl binnen zwei Monaten im Anſchluß an eine außerordentliche Gemeinde⸗ 
verſammlung (Artikel 10, Abſ. 2) vorzunehmen. Die Dienſtzeit der in Erſatzwahl Gewählten regelt 
ſich nach der Dienſtzeit der durch ſie erſetzten Vorſtandsmitglieder. 

Auf Antrag des Vorſtands kann durch Beſchluß der Gemeindeverſammlung die Zahl der Mitglieder 
des Vorſtands entſprechend der Entwicklung der Gemeinde erhöht werden. Alsdann findet Abſ. 1, Satz 2 
ſinngemäße Anwendung. f 

Artikel 17. . 

Der Vorſtand wählt am Anfang jedes Geſchäftsjahres einen Vorſitzenden, einen Schriftführer 
ſowie deren Stellvertreter. 

Der Vorſtand tritt mindeſtens einmal monatlich ſowie, wenn die Geſchäfte es erfordern, auf 
Berufung des Vorſitzenden zuſammen. Wenn drei Mitglieder des Vorſtandes es verlangen, iſt der 
Vorſitzende verpflichtet, eine Sitzung binnen drei Tagen zu berufen. f 


Artikel 18. f 

Über die Sitzungen des Vorſtands iſt ein fortlaufendes Protokoll zu führen. 

Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn nach ordnungsmäßiger Einladung die Mehrheit ſeiner 
Mitglieder anweſend iſt. 8 

Der Vorſtand beſchließt mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Sitzungsleiters. a 

Gemeinderat. 
a 5 Artikel 19. 

Der Gemeinderat beſteht aus 15 Mitgliedern, von denen neun durch die Verwaltungskommiſſionen 
aus ihrer Mitte, ſechs durch die Gemeinde auf die Dauer von drei Jahren gewählt werden. Die vom 
Vorſtand zu erlaſſende und von der Gemeindeverſammlung zu beſtätigende Wahlordnung ſtellt feit 
wieviel Vertreter jede Verwaltungskommiſſion entſendet, und regelt die Erſatzwahl für den Gemeind rat. 

Auf Antrag des Vorſtandes kann durch Beſchluß der Gemeindeverſammlung die Zahl der aus den 
Kommiſſionen und die Zahl der aus der Gemeindeverſammlung zu wählenden Mitglieder des Gemeindes 
rats in gleichem Verhältnis zueinander erhöht werden. N 
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. g Artikel 20. 

Aufgobe des Gemeinderats iſt die Mitwirkung an der Finanzverwaltung der Gemeinde ſowie 
die Ausübung einer beratenden Tätigkeit auf dem Geſamtgebiete der Gemeindeverwaltung gemäß den 
nachfolgenden Beſtimmungen. In den Bereich ſeiner Tätigkeit fallen insbeſondere: 

I. a) Die Beratung und Genehmigung des vom Vorſtand vorzunehmenden Jahresvoranſchlags ſowie 

die Mitwirkung im Steuerweſen nach Maßgabe der Steuerordnung, 

b) die Prüfung des Gemeindehaushalts und der Bericht über ihr Ergebnis in der Gemeinde⸗ 
verſammlung (Artikel 11, Ziffer 2), 

c) die Genehmigung aller Beſchlüſſe des Vorſtands, durch die einmalige Ausgaben von mindeſtens 
Mark 2000,00 oder laufende Ausgaben von mindeſtens Mark 500,00 jährlich entſtehen, 

d) die Genehmigung zur Annahme von Zuwendungen, an die Bedingungen oder Auflagen von 
finanzieller Bedeutung geknüpft ſind, 

e) die Ermächtigung des Vorſtands zur Aufnahme von Hypotheken und Anleihen oder zur 
Veräußerung von Grundeigentum. 

II. a) Die Beratung und Begutachtung aller Vorlagen, die dem Gemeinderat vom Vorſtand 

zugewieſen werden, 

p) das Recht zu Interpellationen an den Vorſtand über laufende Gemeindegeſchäfte, 

e) die Beratung der von Mitgliedern des Gemeinderats ausgehenden Initiativanträge, die im 
Falle der Annahme der Beſchlußfaſſung des Vorſtands unterliegen. 


Artikel 21. 

Wird eine vom Vorſtand gemäß Artikel 20 Ta bis e vorgelegte Vorlage vom Gemeinderat 
abgelehnt, fo iſt zunächſt in gemeinſamer Sitzung eine Verſtändigung zu verſuchen. Beharrt der 
Gemeinderat bei ſeinem ablehnenden Beſchluſſe, jo ſteht dem Vorſtand das Recht zu, die Entſcheidung 
einer Gemeindeverſammlung einzuholen (Artikel 11, Ziffer 5). 

Artikel 22. 

Der Vorſtand iſt berechtigt und auf Wunſch des Gemeinderats verpflichtet, in die Sitzungen des 
Gemeinderats ein Mitglied oder mehrere Mitglieder zu entſenden, denen auf Wunſch das Wort jederzeit 
zu erteilen iſt. Die Sitzungen des Gemeinderats ſind nicht öffentlich. Mit Zuſtimmung des Vorſtands 
können öffentliche Sitzungen ſtattfinden. 

Der Gemeinderat wählt am Anfang jedes Geſchäftsjahres einen Vorſitzenden, einen Schriftführer 
können öffentliche Sitzungen ſtattfinden. 

Der Gemeinderat tritt mindeſtens einmal monatlich, ſowie, wenn die Geſchäfte es erfordern, auf 
Berufung des Vorſitzenden zuſammen. Wenn der Vorſtaud oder fünf Mitglieder des Gemeinderats 
es verlangen, iſt der Vorſitzende verpflichtet, eine Sitzung binnen acht Tagen einzuberufen. 

Über die Sitzungen des Gemeinderats iſt ein fortlaufendes Protokoll zu führen. 

Der Gemeinderat iſt beſchlußfähig, wenn nach ordnungsmäßiger Einladung die Mehrheit ſeiner 
Mitglieder anweſend iſt. Er beſchließt mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Sitzungsleiters. i 

Gemeindeanſtalten und Verwaltungskommiſſionen. 
Artikel 23. 5 

Zur Verwaltung der Gemeindeanſtalten und zur Bearbeitung einzelner Zweige der Verwaltungs⸗ 
geſchäfte ernennt der Vorſtand Verwaltungskommiſſionen, denen mindeſtens ein Vertreter des 
Vorſtands und fünf Gemeindemitglieder angehören. Ständige Verwaltungskommiſſionen ſind 
insbeſondere für folgende Gemeindeanſtalten zu bilden: Synagoge, Unterrichtsanſtalten, Thora⸗ 
Lehranſlalt Jeſchiwa, Ritualbad, Kaſchrusanſtalten, Friedhof, Stiftungsweſen und Wohltätigkeits⸗ 
einrichtungen. 

In den Verwaltungskommiſſionen führt der Vorſtandsvertreter bzw. der Dienſtälteſte den Vorſitz. 
Von den Gemeindemitgliedern ſcheidet alljährlich das dienſtälteſte Mitglied aus; gehört ein Kommiſſions⸗ 
mitglied als ſolches dem Gemeinderat an, ſo ſcheidet es aus der Kommiſſion erſt mit Beendigung ſeiner 
Zugehörigkeit zum Gemeinderat aus. 

Die Gemeindeanſtalten werden auf Grund von Regulativen verwaltet, die der Vorſtand nach 
Anhörung der zuſtändigen Verwaltungskommiſſionen erläßt. 
Artikel 24. 
Die den Unterrichtsanſtalten vorgeſetzte Verwaltungskommiſſion führt den Namen Schulrat. 
Ständige Mitglieder des Schulrats ſind der Rabbiner und der Direktor der Schule. Die Rechte und 
Obliegenheiten des Schulrats ſowie ſein Verhältnis zur Schulleitung regelt das Schulregulativ. 


Paſſives Wahlrecht. 
Ar tief e b 
In den Vorſtand ſind alle männlichen Mitglieder der Gemeinde wählbar, die das 25. Lebensjahr 
vollendet haben, bürgerlich und religiös (Artikel 27) unbeſcholten ſind und mindeſtens ein Jahr lang 
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einer Verwaltungskommiſſion angehört haben. In den Gemeinderat und die Verwaltungskommiſſionen 
ſind alle bürgerlich und religiös (Artikel 27) unbeſcholtenen männlichen Mitglieder wählbar, die das 
25. Lebensjahr vollendet haben. 

Artikel 26. 

Dem Vorſtand können nicht gleichzeitig Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, 
Brüder und Schwäger ſowie Mitinhaber eines und desſelben geſchäftlichen Unternehmens angehören. 
Dem Gemeinderat oder einer und derſelben Verwaltungskommiſſion können nicht gleichzeitig Vater 
und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn ſowie Brüder und Schwäger angehören. Niemand kann 
gleichzeitig Mitglied des Vorſtandes und Gemeinderats ſein. 

Beſoldete Gemeindebeamte können nicht Mitglieder des Vorſtandes ſein. 


Artikel 27). 


Wer am Sabbath oder Feiertag öffentlich ein Geſchäft betreibt oder dieſe Tage ſonſt öffentlich 
entweiht, wer ſelbſtgeſtändlich einen nicht koſcheren Hausſtand führt oder öffentlich auchel treifaus iſt, 
oder durch einen öffentlichen Akt oder eine öffentliche Schrift die Fundamentalprinzipien des über⸗ 
lieferten Judentums verleugnet, iſt zu jedem Amte der Religionsgeſellſchaft unfähig, er erlangt ſeine 
Wählbarkeit erſt dann wieder, wenn er mehrere Jahre als geſetzestreuer Jude gelebt hat. 


Artikel 28. 


Wird eine von der Gemeinde getroffene Wahl gemäß Artikel 25 bis 27 beanſtandet, ſo hat der 
Vorſtand innerhalb 14 Tagen nach Eingang der Beanſtandung darüber zu entſcheiden. Gegebenenfalls 
iſt innerhalb weiterer 2 Monate im Anſchluß an eine außerordentliche Gemeindeverſammlung 
(Artikel 10, Abſ. 2) eine Neuwahl vorzunehmen. 


Rabbinat. 


Artikel 29. 


Der Gemeinderabbiner iſt die religionsgeſetzliche Autorität der Gemeinde für alle religions⸗ 
geſetzlichen Angelegenheiten des Einzelnen und der Geſamtheit; ihm iſt die Sorge für die Erkenntnis 
und Erfüllung des Religionsgeſetzes innerhalb der Gemeinde anvertraut, deſſen Kenntnis er durch 
Lehrvorträge und Überwachung des Jugendunterrichts zu pflegen hat. Er überwacht ferner alle 
Anſtalten der Gemeinde und ſorgt für die pünktliche Handhabung der religionsgeſetzlichen Vorſchriften 
in denſelben, er vollzieht alle religionsgeſetzlichen Akte, wie Trauungen, Eheſcheidungen und Chalizah 
und entſcheidet über kaſuelle Fragen der einzelnen Mitglieder wie der Geſamtheit. 

Auch die Autorität des Rabbiners iſt durch das religiöſe Grundgeſetz begrenzt und ſein Wort und 
ſein Wirken haben nur Geltung, wenn ſie mit deſſen Beſtimmungen ſich im Einklang befinden. Nur 
innerhalb der von dieſem Geſetze ſanktionierten Grenzen hat der Rabbiner zu lehren und zu entſcheiden 
ſowie die ſeiner Aufſicht unterſtellten religiöſen Anſtalten zu überwachen und zu leiten. 


Artikel 30. 


Im Falle einer Vakanz hat der Vorſtand binnen Jahresfriſt der Gemeindeverſammlung einen 
oder mehrere Kandidaten für die Neubeſetzung des Gemeinderabbinats vorzuſchlagen. Gewählt iſt 
derjenige, auf deſſen Namen ſich die Mehrzahl der abgegebenen Stimmzettel vereinigt. Weiße Zettel 
werden mitgezählt und gelten als Ablehnung. 

Der zu wählende Rabbiner muß über eine gediegene allgemeine und ſpeziell jüdiſch-wiſſenſchaftliche 
Bildung verfügen, insbeſondere aber ein gründlicher Kenner der bibliſchen, talmudiſchen und 
rabbiniſchen Schriften älterer und ſpäterer Zeit ſein, die das in der Gemeinde ſanktionierte religiöſe 
Grundgeſetz bilden; er muß deren Inhalte als die unverbrüchlichen Prinzipien ſeines Privatlebens und 
rabbiniſchen Wirkens anerkennen und betätigen und das Rabbinerdiplom hatoras haurooh von einer 
die gleichen Prinzipien anerkennenden rabbiniſchen Autorität erlangt haben. 

Über Gehalt, Dauer und Bedingungen der Anſtellung trifft der Vorſtand unter Zuſtimmung des 
Gemeinderats die nötigen Vereinbarungen. 


Artikel 31. 


Der Vorſtand kann unter Zuſtimmung des Gemeinderats die Anſtellung weiterer, dem Gemeinde⸗ 
rabbiner untergeordneten Rabbinen oder Rabbinatsaſſeſſoren beſchließen. Werden weitere Rabbinen 
angeſtellt, ſo führt der Gemeinderabbiner den Titel Oberrabbiner. 


Artikel 32. 


Bei Anſtellung von Rabbinen, Rabbinatsaſſeſſoren, Vorbetern und Schochtim iſt das Einverſtändnis 
des Gemeinderabbiners mit der Perſon des anzuſtellenden Beamten erforderlich. 


*) Als unabänderlich aus den alten Satzungen übernommen. 


Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 16, ausgegeben am 19. 4. 28. 87 


Zuwendungen. 
Artikel 33. 

Die Gemeinde kann, abgeſehen von Schenkungen und letztwilligen Verfügungen für ihre Fonds, 
ihre laufenden Ausgaben und ihre Anſtalten, auch die Verwaltung von Stiftungen und letztwilligen 
Verfügungen übernehmen, ſofern ihr Zweck mit den ſatzungsgemäßen Zwecken der Gemeinde nicht in 
Widerſpruch ſteht. 

Kapitalien und Erträgniſſe ſolcher Stiftungen und Vermächtniſſe ſind gemäß den Beſtimmungen 
des Stifters oder Erblaſſers zu verwalten und zu verwenden. 


Satzungsänderung. 
Artikel 34. 

Die Fundamentalbeſtimmungen Artikel 1 und 2 ſowie 4 und 27 ſind in Übereinſtimmung mit den 
bei der Gründung der Gemeinde feſtgeſtellten Grundſätzen unabänderlich. Alle anderen Beſtimmungen 
der Satzung können durch eine zum Zwecke der Satzungsänderung einberufene Gemeindeverſammlung, 
in der mindeſtens ein Drittel aller ſtimmberechtigten Mitglieder anweſend iſt, mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen abgeändert werden. Iſt dieſe Gemeindeverſammlung nicht 
beſchlußfähig, fo iſt eine zweite innerhalb 30 Tagen einzuberufen, die unter allen Umſtänden als beſchluß⸗ 
fähig gilt und mit Zweidrittelmehrheit endgültig entſcheidet. i 

Der Antrag auf Satzungsänderung kann nur vom Vorſtand oder von einem Viertel aller ſtimm⸗ 
berechtigten Mitglieder geſtellt werden; im letzteren Falle finden die Beſtimmungen des Artikels 12 
finngemäße Anwendung. 


Artikel 35. 
Bis zum Inkrafttreten eines die Verhältniſſe der Synagogengemeinden regelnden neuen Geſetzes 
unterwirft ſich die Iſraeliſche Religionsgeſellſchaft der Aufſicht des Staates nach Maßgabe der 
folgenden Beſtimmungen: 


8 1. 
Es bedarf der Genehmigung der Staatsbehörde: 
1. zu Satzungsänderungen; 
2. zur Veräußerung von Gegenſtänden, die einen geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwert 
haben; 
3. zur Aufnahme von Anleihen, die nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe dienen; 
4. zu Sammlungen, wenn ſie nicht im Zuſammenhange mit einer religiöſen Veranſtaltung 
vorgenommen werden; 
5. zur Verwendung des Vermögens zu anderen als den beſtimmungsmäßigen Zwecken; 
6. zur Feſtſetzung und Abänderung der Steuerordnung; 
7. zur Ausſchreibung von Steuern. 


8 2. 
Die Staatsbehörde iſt berechtigt: 
a) von der Vermögensverwaltung Einſicht zu nehmen und Geſetzwidrigkeiten zu beanſtanden; 
b) zur Sicherung einer ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung die Einberufung der Gemeinde⸗ 
verſammlung, des Vorſtandes und des Gemeinderats zu verlangen; 
c) die Rechte des Vorſtandes und des Gemeinderates auf vermögensrechtlichem Gebiete wahr⸗ 
zunehmen, wenn dieſe Organe nicht vorhanden ſind. 


8 8. 

Weigern ſich die Organe der Iſraelitiſchen Religionsgeſellſchaft, geſetzliche Leiſtungen auf den 
Haushalt zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, ſo kann die Staatsbehörde Eintragungen in den 
Haushalt bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen treffen, insbeſondere die Ausſchreibung 
von Steuern veranlaſſen, auch beim Mangel einer genehmigten Steuerordnung eine ſolche feſtſetzen. 


Beſchloſſen von der Gemeindeverſammlung der Synagogengemeinde Iſraelitiſche Religions⸗ 
geſellſchaft am 14. Auguſt 1927. 
1 Synagogengemeinde „Iſraelitiſche Religionsgeſellſchaft“. 
Der Vorſtand. 


Der Vorſitzende. Der Schriftführer. 
Unterſchrift. Unterſchrift. 
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(Nr. 13338.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen, vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 335). Vom 18. April 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 
Im 8 6 Abſ. 2 des Geſetzes über die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen vom 
28. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 335) tritt am Schluß folgender Satz hinzu: 

Nichtreichsangehörige Kinder ſind den einheimiſchen Kindern gleichzuſtellen, wenn in 
dem Staate, dem ſie angehören, reichsangehörige Kinder beim Beſuche der Volksſchulen 
hinſichtlich der Zahlung von Schulgeld den inländiſchen Kindern gleichgeſtellt ſind; über 
die Erfüllung dieſer Vorausſetzung entſcheidet die Schulaufſichtsbehörde. 


§ 2. 

Die Beſtimmungen im § 17 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes finden auch, unbeſchadet der 
Vorſchrift des § 70 des Geſetzes im übrigen, in den zum Staatsgebiete gehörigen Teilen der früheren 
Provinzen Weſtpreußen und Poſen mit der Maßgabe Anwendung, daß der ſtaatliche Baubeitrag 
an die nach SS 39 ff. der Schulordnung für die Elementarſchulen der Provinz Preußen vom 
11. Dezember 1845 und nach SS 29 ff. Teil II Tit. 12 des Allgemeinen Landrechts zur Unterhaltung 
der Schulen Verpflichteten geleiſtet wird. Im preußiſchen Reſtgebiete der früheren Provinz Poſen 
gilt für die Zahl der Schulſtellen im Sinne dieſer Beſtimmungen die Hausväterſozietät als Schul⸗ 
verband; ſoweit die Schulunterhaltung in einer nur eine Gemeinde umfaſſenden Schulſozietät von 
der Gemeinde übernommen worden iſt, wird der ſtaatliche Baubeitrag an ſie gezahlt. 


§ 3. 

Nach Auflöſung eines Gutsbezirkes in den im § 2 bezeichneten Teilen des Staatsgebiets finden 
hinſichtlich der Aufbringung der Schullaſten auf die Gutsbeſitzer als Guts⸗ und Grundherren die 
für die Gemeindemitglieder bzw. Hausväter geltenden geſetzlichen Vorſchriften Anwendung. § 45 der 
Schulordnung für die Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845 und $ 32 Abſ. 4 des Geſetzes, 

betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen, vom 28. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 335) 
bleibt mit den durch § 53 des Volksſchullehrerdienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 / 
J. April 1923 (Geſetzſamml. S. 239) eingetretenen Einſchränkungen auch nach Auflöſung der Guts⸗ 
bezirke aufrechterhalten. 

§ 4. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1928 in Kraft. Mit ſeiner Ausführung werden der 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und der Finanzminiſter beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 8 


Berlin, den 18. April 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Becker. 


— —2— w— . ͤ»mhDe— 
Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Gedruckt von der Preußiſchen Druckerei⸗ und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft, Berlin. 

Verlag: R. v. Decker's Verlag (G. Schenck) Berlin W. 9, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 


Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1 RM vierteljährlich); 
einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlage und durch den Buchhandel 827095 
Preis für den achtſeitigen Bogen 20 Npf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 


